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Vorblatt 


Memorandum der EG-Kommission 
zur Industriepolitik der Gemeinschaft 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Die Sicherung eines anhaltenden Wirtschaftswachstums in der 
Gemeinschaft und die Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen sowie des technologischen Fortschritts der Ge- 
meinschaft gegenüber den großen Partnern in der Weltwirt- 
schaft macht eine Abstimmung der nationalen Politiken der in- 
dustriellen Entwicklung (Industriepolitik) im Rat der Gemein- 
schaft erforderlich. 


B. Lösung 

Die Kommission regt deshalb in ihrem Memorandum eine ge- 
meinsame Industriepolitik an, die zum Ziel hat 

a) die Förderung des industriellen Fortschritts und der techno- 
logischen Entwicklung auf der Ebene der Gemeinschaft, 

b) Maßnahmen, die das industrielle Wachstum in der Gemein- 
schaft fördern, 

c) eine auf Gemeinschaftsebene abgestimmte Industriepolitik. 

Zu diesem Zweck sollen 

aa) technische Handelshemmnisse, Diskriminierungen bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge und Steuerschranken 
beseitigt werden, 

bb) eine einheitliche Rechts-, Steuer- und Finanzordnung 
geschaffen werden, 

cc) die Umstrukturierung der Unternehmen über die Gren- 
zen hinaus gesteuert werden, 

dd) die Veränderungs- und Anpassungsvorgänge an den 
industriellen Fortschritt erleichtert werden. 
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ee) die Gemeinschaftssolidarität in den Wirtschaftsbezie- 
hungen zu Drittländern ebenfalls erleichtert werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

wurden noch nicht erörtert, da die Beratungen in allen Gremien 
noch zu keinen konkreten Ergebnissen geführt haben. Vorab 
wird die Errichtung eines ständigen Ausschusses als institutio- 
neller Rahmen für die angestrebte Harmonisierung der diver- 
gierenden industriepolitischen Vorstellungen erstrebt; hier: 
noch keine Einigkeit über die Stellung des Ausschusses — er- 
strebt wird eine Mittelstellung zwischen Rat und Kommission. 


D. Kosten 


Vorerst keine. 
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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über das von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegte 
Memorandum der EG-Kommission an den Rat über die Indu- 
striepolitik der Gemeinschaft 

— Drucksache Vl/606 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Sprung 


I. 

Das Memoranjdum der EG-Kommission an den Rat 
wurde vom Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 
13. April 1970 an den Ausschuß für Wirtschaft zur 
Beratung überwiesen. 

II. 

Mit ihrem Vorschlag regt die Kommission eine 
stärkere Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten auf 
dem Gebiet der Industriepolitik an in der Absicht, 
die Zielsetzungen des EWG-Vertrages, nämlich die 
Sicherung des Wirtschaftswachstums sowie die Ver- 
besserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in 
der Gemeinschaft auch über eine koordinierte In- 
dustriepolitik zu verwirklichen. 

Der Ministerrat hat nach einer ersten Aussprache 
eine ad-hoc-Arbeitsigruppe mit der Prüfung dieses 
Memorandums sowie den daraus zu entwickelnden 
industriepolitischen Maßnahmen beauftragt. Bei der 
Beratung dieser Arbeitsgruppe hat sich gezeigt, daß 
die Mitgliedstaaten zwar übereinstimmend die Not- 
wendigkeit einer Stärkung der Leistungsfähigkeit 
der Industrie sowie der Förderung einer zukunfts- 
orientierten technologischen Entwicklung durch ge- 
meinsame Anstrengungen bejahen, daß jedoch hin- 
sichtlich der Zielvorstellungen und der Maßnahmen 
im einzelnen noch deutliche Auffassungsunter- 
schiede bestehen. Die Ursache hierfür liegt vor 
allem in den teilweise unterschiedlichen ordnungs- 
politischen Konzepten der Mitgliedstaaten. Bei die- 
ser Sachlage schlägt der Bericht dieser Gruppe vor, 


die gemeinsame Industriepolitik schrittweise und 
allmählich anhand von konkreten Einzelproblemen 
zu entwickeln. Zu diesem Zweck wird vorgeschlagen, 
in Brüssel einen ständigen Ausschuß „Industrie- 
Politik" einzusetzen. 

Der Ausschuß hat angesichts dieser Beratungs- 
lage davon Abstand genommen, der Bundesregie- 
rung zu diesem Zeitpunkt schon einige Anregungen 
zur Entwicklung einer gemeinschaftlichen Industrie- 
politik zu geben. Er hält aber das von der ad-hoc- 
Arbeitsgruppe vorgeschlagene Beratungs verfahren 
für geeignet, auf diesem Gebiet zu Fortschritten zu 
kommen. 

Der Ausschuß möchte jedoch sichergestellt wissen, 
daß durch die Institutionalisiierung eines solchen 
Ausschusses zukünftige Entwicklungen der insti- 
tutionellen Struktur der Gemeinschaft in keiner 
Richtung präjudiziert werden. Aus diesem Grunde 
könnte als Modell für die Errichtung dieses Aus- 
schusses der Ausschuß für mittelfristige Wirtschafts- 
politik dienen. Die Mitgliedstaaten und auch die 
Kommission wären in einem solchen Ausschuß 
gleichberechtigt vertreten. Das Sekretariat dieses 
Ausschusses wäre der Kommission zu übertragen. 

Der Ausschuß hat sodann die Vorschläge für das 
Mandat dieses Ausschusses überprüft. Dieses Man- 
dat sollte um die Erfassung der Infrastrukturmaß- 
nahmen der Mitgliedstaaten und um die Erarbei- 
tung von Vorschlägen für deren Koordinierung er- 
weitert werden. 

Für den Fall der Einsetzung eines ständigen Aus- 
schusses erwartet der Ausschuß für Wirtschaft von 
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der Bundesregierung, daß sie ihn laufend über die 
Arbeiten und Überlegungen in 'dieser Arbeitsgruppe 
unterrichtet, damit er zu geeigneter Zeit der Bun- 
desregierung. Anregungen und Empfehlungen für das 
weitere Vorgehen aussprechen kann. 

Der Ausschuß behält sich weitere Berichte und 
weitere Empfehlungen zu diesem Thema vor. Er 
bittet den Bundestag, der nadistehenden Empfeh- 
lung zuzustimmen. 


Bonn, den 19. März 1971 


Dr. Sprung 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Die Bundesregierung wird.ersucht, 

1. bei den weiteren Beratungen in Brüssel darauf 
hinzuwirken, daß der geplante ständige Aus- 
schuß für Industriepolitik so eingerichtet wird, 
daß die Stellung und die Kompetenzen der Kom- 
mission nicht beeinträchtigt werden. Sein Mandat 
soll die Koordinierung von Infrastrukturmaßnah- 
men der Mitgliedstaaten mit umfassen; 

2. dem Ausschuß für Wirtschaft in regelmäßigen 
Abständen über diie Entwicklung im ständigen 
Ausschuß für Industriepolitik zu berichten. 


Bonn, den 19. März 1971 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Sprung 

Vorsitzender Berichterstatter 
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